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Jnserate werden bis, Donnerstag mittag in
der Geschäftsstelle angenommen. —- Preiss für
die fiin«fgespaltene Petitzeile 10 Eoldpfe.nnige,

fiir außerhalb des« Kreises Oels Wohnende
15 Eoldpfennige.

 

Druck und Verlag
A. Ludwigs Buchdruckerei Rothe, Politt & Eo.

in Oels.

62. Jahrgang-

er Teil.
Bekanntmaihmigen des Landrats.

            Arbeitgeber meldet jeden Bedarf von Arbeit
dem zuständigen dfsentlichen Arbeiisnachweis des Kreises Oels,
Kronprinzenstraße 10, Kreishaus,2.Eingaug an.

Gefchiiftsstunden für den öffentlichen Verkehr
werktags von 8—12 Uhr vormittags

3-----6 Uhr nachmittags

K. I. 1272. Oels-, den 21. August 1924.
Aufstellung des Gemeindevoranschlags fiir 1924.

Aus Grund des § 119 der Landgiemeindeordnung vom 3.
sjzuli 1891 veranlasse dich die Herren Gemeindsevorsteher, mit der
Aufstellung und Feststellung der Vorausehliige für 1924 vorzu-
gehen, soweit es noch nicht geschehen ist« qson einer lisngeren
Rechnungsperiode der Voranschlage ist mit Rücksicht auf die
schwanken-den Einnahmen und Ausgaben abzusehen

Der Gemeindevoranschlag ist von dem Genieindevorsteher
für das Rechnungsjahr zu entwerfene Der Entwurf ist« wiss-h
rensd zwei Wochen nach vorheriger Beki«anntmachung in einem-
von der Gemeindevertretung (GeniseindeversiammlnngD zu be-
stimmen-den«l Raume zur Einsicht aller Gemeindeangehöriigien
auszulegen

Nach Ablauf dieser Frist erfolgt die Feststellung des Voran-
Wisschlags durch die Gemeindevertretung bzw. Gemeindieversamni-
y119. Der Gemiseindiehiaushiralt ist nach dem Voranschlages 511
lhireu. Alle Gemeinde-einkünfte müssen zur Gemeinsdiekasse ge-
icht werden.
Die Kreisabgaben wie auch dieSchullasten sind gleich den
gen Geniein-dest««.seuern aufzubringen-; sie müssen also bei den
ahmien in den Gemsziseindesteuern enthalten sein.
'1 Gemeinden-, welch-e für sich allein einen Schulverband

-.-i, können sämtlich-e Einnahmen und Ausgaben für Schul-
1e in den ©11112'»I)11I1513Ian aufgenommen werden-. Bei Ge-
nd-en, die Gwesamtschulvesrbänden a.--ng«ehiören, ist der auf die
ineinde entfallende Anteil an Sichulsteu.ern, dessen Höh-e beim

srbiandsvorsteher zu erfahren ist, in Ansatz zu briingen
Im übrigen wird auf den im Kreisbilatt auf Seite 101/102

Zröffenspspstlichten Ministerialerlasß vsom 15. April 1924—- IV St.
45 bzw. II A 2134 verwiesen.

Nach Schätzung des Reiches werden die Reichsstenerrüsckslxülsse
voraussichtlich
a) bei der Einkommensteuer 0,69 Mark,
b) bei der Körperschaftssteuer 0,33 Mark je Rechnungsanteil

und
c) bei der Umsatzsteuer 1,49 Mark je Einheit betragen.
Die Riechsnungisianteile für die Einkommens und Körper-

schaftsssteuer sind im Kreisbilatt 1924 auf Seite 100 und der
Umsatzsteuerschlüssiel ist aus Seite 33 veroffsentlicht.

Bis zum 25. September d. J. ist mir eine Abschrift des
Voranischlasgs «einznreichsen-. Formuliare hierzu sind in der Kreis-
blattdruckerei vorrätig

Der Borsitzende des Kreisausschusses.

 

  
 

 

330.6 O els, den 21.2I1191111 1924.
Beschlußfassung über die Erhebung der Gemeindeabgaben für

das Rechnungsjahr 1924.

Ueber die Verteilung des Steuerbedarfs hat jede Gemeinde
gemäß§ 59 des KAG. vom 14 Juli 1893 bis zum Ablan der
ersten drei Monate des Rechnungsjahres Beschluß zu fassen.

Die Gemeindevorstände veranlasse ich, behufs Deckung des
Stenerbedarfs für das Rechnungsjahr 1924 bis spätestens

« 20. September 1924 einen Gemeindebeschlusz über die Erhebung
von Zuschlägen zu den Realsteuern zu fassen.

Nach der derzeitigeu Finanzgebahrung sind die Gemeinden
berechtigt,1l)() Proz. Zuschläge zur Grundvermögenssteuer und
200 Proz. Zuschläge zur Gewerbesteuer ohne Genehmigung zu er-
heben. Zur«Erhebung von Zuschlägen darüber hinaus ist meine
Genehmigung einzuholen. Die Zuschläge zu dem Steuergrund-
betrage nach dem Gewerbe-Kapital bzw. nach der Lohnsumme
sollen in der Regel die gleichen sein, wie nach dem Gewerbe-«
ertrage. Die Gemeinden dürfen jedoch Abweichungen bis zum
Doppelten, in besonderen Ausnahmefällen darüber hinaus be-
schließen Abweichungen sind in allen Fällen genehmigungs-
pflichtig (Vergl. auch Kr.-Bl.-.Bekm vom 23. April 1924 —-
K. VI. 20 —— I11-Bl C. 89 ———.)

Soweit eine Genehmigung zur Erhebung von Zuschlägen
zur Gewerbesteuer in Frage kommt, sind vor Fassung des Um-
lagebeschlusses die Vertretungen der von der Umlage betroffenen
Steuerpflichtigen zu hören. Jn Gemeinden unter 3000 Ein-
wohneru ist die Anhörung nur auf Antrag eines betroffenen
Steuerpflichtigen erforderlich.

Eine Ilietriebssteueroim Sinne des § 59 ff. des Gewerbe-
steuergesetzes vom 24. Juni 1891 kennt die Gewerbesteuerver-
ordnung vom 23. November 1923 —- Ges.-S. C. 519 11. und
vom 16. Februar 1924 — Ges.-S. C. 109 — nicht mehr. Ein
Ersatz für die Betriebssteuer ist jedoch insofern vorhanden, als
eine Abweichung von dem Grundsatze, daß eine verschiedene
Abstufung der Hundertsätze für die einzelnen Gewerbebetriebe
nicht gestattet ist, die Hundertsätze bis zu 20 v. H. über die in
der Gemeinde sonst festgesetzten Hundertsätze für Betriebe der
Gastwirtschaft, der Schankwirtschaft, sowie des Kleinhandels
mit Branntwein oder nichtdenaturiertem Spiritus hinaus-
gehen dürfen.

Sämtliche zur Steuer veranlagten Gewerbebetriebe sind
von der Gemeinde heranzuziehen Einzelne Gewerbearten
dürfen nicht freigelassen werden; doch können veranlagte
Steuerbeträge im Einzelfalle ermäßigt, erlassen oder niederge-
schlagen werden.

Bei der Grundvermögenssteuer sollen über 150 Prozent
Zuschläge nicht beschlossen werden. Nur ausnahmsweise sind
Abweichungen zulässig.

Auf meine Kreisblattbekanntmachung vom 13. Juli 1924—-
K. I. 2924 — Kr.-Bl. C. 164 —- wonach die Gemeinden Zu-
schlage zur Hauszinssteuer bis zu 100 Prozent der Grundver-
mögenssteuer erheben dürfen, weise ich noch besonders hin.

Auch ist die Vorschrift des § 54 Abs. 3 des KAG in der
Fassung der Novelle vom 26. August 1921, wonach die Ver-
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tretungen der von der Umlage betroffenen Steuerpflichtigen vor
Fassung des Umlagebeschlusses zu hören sind, zu beachten.
Nähere Erläuterungen hierüber gibt meine Kreisblattbekannt-
machung vom 6. Dezember 1923 —- K. I. 4977 ——— Kreisblatt
Seite 296 —.

Bis zum 25. September d. Is. ersuche ich mir die
Gemeindebeschlüsse mit Einladungszirkular zur Genehmigung
einzureichen. Falls eine Genehmigung nicht in Frage kommt,
ist mir bis zum gleichen Zeitpunkte zu berichten, wieviel Pro-
zent Zuschläge zu den Realsteuern zur Deckung des Gemeinde-
steuerbedarfs erhoben werden müssen. .

Der Borsitzende des Kreisausschusses

B e r l i n, den 9. August 1'924.
Höchstsätze der unterstützenden Erwerbslosenfiirsorge

Mit Zustimmung der Reichsregierungs werden für das preu-
ßische Staatsgebiet vom 11. August 1924 ab folgen-de Höchsstsätze
der Erswerbslossenfürsvrge festgesetzt:

Wochentäglirh
Im Wirtschaftsgebiet I (Osten)

p in den Orten der Ortsklassen

A B C D E
1. für männliche Personen

a) über 21 Jahre . 90 84 78 72 Neutenpfennige
b unter 21 Jahren 54 50 46 42 „

2. für weibliche Personen
a) über 21 ahre 80 75 70 65 „
b) unter 21 ahren 48 44 40 36 „

3. als Familienzuschläge für
den (Ehegatten 30 28 26 24 „I

b} die Kinder und sonstige
unterstützungsberechtigte
Angehörige 22 21 20 19 „

1) Die Grenzen der drei Wirtschaftsgebiete fallen( mit denen
der drei Lohngebiete zusammen, die der Erlaß des Reichsmi-
nisters der inanzen vom 27-. November 1923 —-— I B 34 0.15 —-
(Reichsb·es-osls ungsblatt S. 402) bei der Bemessung der Reichs-
arbieiterlöhne zugsrundelegt.

2) ür weibliche Erwerbislofe über 21 Jahre, die nachs-
weisen, ß sie Familienangehörige zu unterhalten haben-, gelten
dieselben Sätze wie für Männer über 21 Jahren.

3) Die Familienzuschsläge (Nr. 3), die ein Erwerbslsoser er-
hält-, dürfen insgesamt das Anderthalbfache der Hasulptuntev
ftützung (Nr. 1 und 2) uichst übersteigeni Im Falle der Nr. 2
dürfen sie die Hauptunterstützung nicht übersteigen

4) Die selbständigen Unterstützungen, die mehrere in seinem
gemeinschaftlichen Hausstand lebende Familienmitglieder- er-
halten-, dürfen in ihrer Summe das Zweiunsdeinhaslbfasche der
Unterstützung nich-t- überstseigens die idem höchstlunstserstützsten
Mitglied der Familie für seine Person zusteht. Der Vorstand
der Familie gilt im Sinne dieser Bestimmung als ihr Mitglied.

5) Sofern die Gesamtunstserstützusngs den durchschnittlichen
Reinverdienst vergleichbar-er Arbeitnehsmiergruppen erreicht, dür-
fen die Fsatiiilien-zu-schläsge auch abgesehen vom· Falle der Nr. 2
die Hautptunterstützung eben-falls nicht übersteigen-.

6) Sind Pfenxnigbeträge auszuzahlen, die nicht durschl fünf
eilbar sind, so können sie auf den nsäschsthiöheren durch füsnf teil-
bareu Betrag aufgerundet werdens.

7) Mein Erlaß vom 29. April 1924 —- III B 4337 —— tritt
mit dem gleichen Teig außer Kraft.

Der Preußifche Minister für Vollswohlfahrt.
Im Auftrage: Unterschrift

15.17. 1977. Oels, den 17. August 1«9-24.
Die Ortsbehösrdeu ersinche ich, die Unterstützung nach vorste-

heglden Tatzen- zu berechnen und an die Erwerbsslosenr auszu-
za en.

Der Vorsitzeusde des Oeffentlichen Arbeitsuachweises

Polizeiverordnung
zur Bekämpfung des Kartoffelkäfers.

Auf Grund des § 34 des Feld- und Forstpolizeigesetzes in
der Fassung des Gesetzes vom 8. Iuli 1920 (Gesetzfammlung
S. 437), des § 136 des Landesverw.-Gesetzes vom 30. Iuli
1883 (_(bjeiegiamml. S. 195) und der Verordnung über Ver-
mogensstrasen und Bußen vom 6. Februar 1924 (Reichs-
GesetzbL S. 44) ordne i ür den Um an des reui en
Staates folgendes an; ch f f g P ßsch  

§ 1.
Aufsicht.

1. Die landwirtschaftlich genutzten Felder und Gärten unter-
liegen der amtlichen Beaufsichtigung zum Zwecke der Be-
kämpfung des Kartoffelkäfers (Leptiuotarsa» decemlmeata
Say). Die Aufsicht wird von den Polizeibehorden und den
Organen des öffentlichen Pflanzenschutzdienstes ausgeübt.

2. Die mit der Aufsicht betrauten Personen und die von den
Gemeinden (Inhabern der Gutsbezirke) ernannten Ver-
trauensmänner dürfen die betreffenden Grundstücke be-
treten und die zur Entnahme der verdächtigen Insekten
erforderlichen Maßnahmen treffen.

§ 2.
Anzeigepflicht.

1. Den Verdacht des Vorhandenseins des Kartoffelkäfers be-
gründende Erscheinungen sind binnen 24 Stunden der
Ortspolizeibehörde oder der Gemeindebehörde anzuzeigen.
Die Anzeigepflicht liegt dem Nutzungsberechtigten des
Grundstücks und in dessen Abwesenheit dem Vertreter ob.
Die Gemeindebehörde hat die bei ihr eingehenden Anzeigen
unverzüglich an die Ortspolizeibehörde weiter zu leiten, die
nach Nr. 4 der Anleitung zur Bekämpfung des Kartoffel-
käfers Vom 26. Juni 1924 zu verfahren hat.
Die Anzeigepflicht entsteht nicht, wenn von anderer Seite
bereits Anzeige erstattet worden ist.

- § 3.

Weitergehende Vorschriften.
Weitergehende Anordnungen der nachgeordneten Polizei-

behörden sind zulässig. 4
§ .

Strafvorschriften.
Zuwiderhandlungen gegen die vorstehenden Bestimmungen

unterliegen der Strafvorschrift des § 34 des Feld- und Forst-
polizeigesetzes

§ 5.
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung
in Kraft.

‚w
p:

Be rlin, den 2. August 1924.
Der Minister für Landwirtschng Domänen und Forsten.

Abicht.
L. I. 4800. Oels, den 15. August 1924.

Das Auftreten des Kartoffelkäfers stellt auf dem Gebiete des
Pflanzenschutzes die weitaus größte bekannte Gefahr dar. Wenn
es nicht gelingt, den Schädliug bei seinen Einbrüchen zu ver-
tilgen, bevor er eine größere Verbreitung gefunden hat, ist feine
Einbürgerung unabwendbar. Damit würde der Ertrag der
Kartoffeläcker für immer um etwa ein Drittel· gemindert
werden.

Die Ortspolizeibehörden ersuche ich, dieser überaus wich-
tigen Angelegenheit ihre ganze Aufmerksamkeit zu widmen
und bei evtl. eingehenden Anzeigen über das Auftreten des
Kartoffeltäfers an Hand der farbigen Abbildungen des Merk-
btattes der Biologifcheu Reichsanstalt zunächst zu prüfen, ob es
sich tatsächlich um diesen Schädling handeln kann. Häufig sind
hierbei Verwechselungen der grauen Larven des Marienkäfers
mit den rötlichen Larve-n des Kartoffelkäfers Es muß schon
zur Vorsicht mahnen, wenn nur Larven und nicht ausgebildete
«l«i’.örperforitie11 des Schädlings gefunden sein sollen. Das Aus-
sehen des Käfers mit seinen 1.0 schwarz-en Streif-en auf den
hellen Flügeldecken ist so charakteristisch, dasz es bei einiger
Sorgfalt mit keinem ander-en Insekt verwechselt werden kann.
Unbegrüudete Anzeigen schaffen unnötige Weiteruugen uud
schwächen die Aufmerksamkeit für die Fälle wirklicher Ein-
schleppuugeu.

Ist das Vorhandensein des Kartoffeltäfers festgestellt, so er-
suche ich, mir sofort zu berichten.

L.I.4810. O e.ls, den 15. August 1924.
Vf. d. M. d. I. u. d. M. f. g». u. Gew. vosm 7. 8. 1924

lI M 2712 bzw. V. a. 7229, betr. Kontrolle des Luftberbehrs
Der Westflug G. In. b. H. in Bad Oehnhausen ist auf Grund

des § 11 Luftvserkehrsgessetzes (R.G.Bl.1922 Teil Seite 681)
die Genehmigung zur gewerbsmäßig-en Beförderung Von Per-
soneus oder Sachen durchl Lusftfahrzeugse erteilt worden.
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Auf Grund des § 2 Abs. 4 der Landgd.-Ord. vom 3. 7. 1891 werden im Einverständnis mit den Beteiligten
die Parzellen
 

 

 

 

  

 

 

 

 

 

 

 
aus dem Gutsbezirk Grüttenberg in den Gemeindebez«

Der Beschluß ist rechtskräftig -
Oels, den 28. Juni 1924.

Oele, den 13. August 1924.

 
 

  

Ge, mer Flacheninhalt Reinertrag
, s O . S Omarkung Kiker ggf}; ‚ Bezeichnung der Lage h Besitzer

blattS zellen F‘a a qm Taler, 091°“ ·

.. . 119 , .. - · · · .Gruttenberg 1 --8-9- —- 4 3() —- 34 am Schuttler-Wege . Herm Wabmtz, Landwirt

« 180 .
89 —- 1 .)6 —- 12 daselbst derselbe (noch nicht ausgelassen)

182 · ·»Es-» — 6 63 — 78 daselbst derselbe

211 » . . .
-- 111 1 51 dz 11 89 der Muhlberg an der Chanssee nach Oele derselbe

T 226 , .. . «
- u'ifn'? -—-— lsi 49 2 44 am SchaferepWege .

1 _ .. ._ _

Ä g? 1 08 - 37 7 79 der Mühlberg an der Chaussee nach Oelg Max Hilbig, Gasthausbesitzer

200 .. . ·· - ·---9-9 — 1 — — 08 fruherer Weg zur Chaussee nach Stronn »

201 , ., ..IF —- 1 6d —- 1d Schmoltsrhutzer Grenze, »

432 — 39 99 4 79 daselbst »
202 . . . . «
Iß _ 9 78 .- 77 daselbst Auguste Kleinert, geb.«Wabiiitz,

- verw. Fleischermeister

333 —- 1 97 —- 15 früherer Weg zur Chaussee nachStrenii _’ „ ·

2( . .. · ' · -
III 2 10 68 15 08 der Muhlberg an der Chaussee nachOelg _ »

221 , V . .. -....4.4 — 46 70 D 49 Schmoltschutzer Grenze . » ·

a _— , · · '.

2—2; 1 07 02 7 67 der Mühlberg an der Chaussee nach Oel-g Hermann Birke, Stellenbesiger

209 . » .. « · - · —„99— — 1 03 —- 08 fruherer Weg zur Chaussee nach Stronn »

207 « ..--I3 —- 5 30 —- 41. Schmoltschutzer Grenze . »«

227 ‑ . , .. . ------7 —- 16 z 88 ,2 6.) ‚ am Schaferei-Wege . »

ggg — 8 39 —- 66 Schmoltschiitzer Grenze . Nosan Kynastp geb- Stümpe-. neun. Stellenbesitzer

ggg —- 1 69 —- 13 frühererWeg zur Chaussee nach Stronn » · ·

2%) 2 29 99 17 35 der Mühlberg a.d. Chaussee nach Stronn »

225 · Tp———5 —- 16 42 1 93 lBteiegraber Grenze »

ZH 1 06 61 8 35 der Miihlberg an der Chaussee nach Oele-. Christian Bardelle, Strllenbes

IF __ 53 65 4 20 daselbst . · Martha Scheer, geb. Butter, ver-
ehelichte Maurer

Täg- __ 16 96 1 99 Wiesegrader Grenze . · »

ZZZ —- 49 12 5 77 Schmditschiitzet Grenze . . Adolf Friedrich, Stelleubesitzek

ZZZ — 17 03 2 —- Wiesegrader Grenze . Oskar Berger, Stellenbesitzer

ZF 1 46 .36 11 46 der Mühlberg an der Chaussee nach Oels Wilhelm ;2·Bogt, Mühlenbefitzek-
Allerheiligen · irk Griittenberg umgemeindet.

Der Kreisausschuß.

Der Vorsitzeude bes Rre‘isaustdjufies.
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F. I. 1093. Oe l s-, den 19. August 1924.
Einführung der Hagelversicherungeu durch die öffentlichen

Feuerversichernngsanstalten in Deutschland.
Die öffentlichen Feuerpersicherungsanstaltäen Deutschlands

—- also auch die Schlesiszche Feuersozietät — beabsichtigen vom
Jahre 1925 ab auch die Haigelsversicherung in den Kreis ihr-es
Betätigungsfeldes hin-einzuziehen

63€ geschieht dies, um der deutschen Landwirtschaft einen
gemeinnützigen, billigen und sicheren Schutz gegen Hagelschäden
zu gewähren.

Hierdurch wird seinem aus Kreisen der Landwirtschaft und
der Lansdwirtschastskammern längst empfundenen Wunsche Rech-
nung getragen.

Liandwirte, welche noch nicht gegen Hagelschäden versichert
sind oder derens Verträge bei Privatgesiellschaftens zum Ablauf
kommen, sei-en schon heute auf die noch im Laufe dieses Jahres
zu erwarten-de Einführung der Hageilsversichernng durch die
Schlesische Feuersdzietsät aufmerksam gemacht.

Der Kreisfeucsrfozietäts-Direktor.

W. A. Oelss, den 18. August 1924.
Auf Grund des § 6 des Wohnungsmaugelgesetzes vom- 26.

Iuli 1923 hat der Prenßische Minister für Volkswohlfahrt mit
Zustimmung des- Reichsarbeitssministers den Kreisaursschuß
Qels unterm 6. August 1924 —- II. 7. Nr. 823 —- zum Erlaß
folgender Anordnung ermächtigt:

Kommt zwischen dem vom Kreisausschuß (Woh«nung;samt)
bezeichnet-en Wohuuuigssucheusden und dem Verfügungsberechtig-
ten innerhalb einer Woche, nachdem der Wohnuiiigsnschendde dem
Verfiigungcssberechtigtsen bezeichnet worden ist, ein Mietvertrag
nicht zustande, so setzt auf Anrufen des Kreisausschusses (Wdlhi-
nun.gssamts) das Mieteinigungsamh falls für den Verfügungs-
berechtigten kein uuverhältnismäsßiger Nachteil ans der Ber-
mietung an sich oder aus der Art des Mieters zu besorgen ist,
einen Mietsvertrag fest. Der Vertrag gilt als geschlossen, wen-n
der Wohnungssuthen-de nicht innerhalb einer vom- Mie«tsieinsi-
gungsamt zu bestimmen-den Frist bei diesem Widerspruchs lcr-
hebt. Der Inhalt des Vertrages gilt den Partei-en gegenüber
als svesrieinbasrt Das Miseteinigungsamt kann annehmen, daß der
Kreis Oels anstelle des Wohnungssuichenden als Mieter gilt
und berechtigt ist, die Mietränme weiter zu vermieten.

Kreisausschuß. Wohnungsamt.
__ »
Breslau, den 1. August 1924.

Kriegerdenkmäler.
Im Anschluß an meine Verfügung- vom 8. Mai -d. I.

—- I 37/34 XXIl Nr. 405 ——- betsreffend die baupsoslizeiliche Ge-
nehmigung von Kriegerdenikmälern aller Art ordne ich hiermit
ergäinszend an, daß außer der Zeichnung des Denkmals der voll-
ständige Wortlaut der für das Denkmal gewählten- Inschrift
mit Anschluß der Namens der Gefallen-en in dem Gesuche um
baupsolizeilische Genehmigung- angegeben wird. Vor der Weiter-
gabe des Antrage-s an mich ist die Inschrift daraufhin zu prü-
fen, ob in. ihr Hinweise enthalten sind, die mit der jetzigen
Stsaatsfosrm nicht vereinbar sind, Vorkominseiisdseiisallsi ist für

 

 

I. 37 XXII U. 845.

eine Abänderung des Wortlautes vor der Weiter-gäbe an mich-
Sorge zu tragen-.

Bei der Handhabung der vor-genannten Verfügung ist die
Wahrnehmung gemacht werden, daß die Anträge erst nach
Fertigstellung des Denlnials oder daß nur das Schreibens der
Provisnzialberatungssftelle, daß gegen den Entwurf Bedenken
nicht zu erheben sind, ohne die Zeichnung-en vorgelegt werden
sind. Beides ist nicht zu billigen. Die Anträge sind vielmehr
so zeitig vorzulegen-, daß Aenderungen noch möglich sind. Die
zugehörigen Zeichnungens nebst Lageplan sind mit vorzulegen

Der Re-gicrungspräfident.
I. V.: gez. Ssch wen dy.

O els, den 15. August 1924.
Vorstehende Verfügung bringe ich hiermit zur Kenntnis

und Beachtung unter Bezug auf meine Verfügung vom 16. 5.
1924 Kreisblatt Seit-e 125.

L. I. 3383.

_ „w

O els, den 21. August 1924.
Erinnerung

Förderung des Seidenbaues.
Der weitaus größte Teil der Herren Guts- und Gemeinde-

vorsteher des Kreises hat bis heute trotz meines erneuten Hin-
weises am 21. Iuli d. Is., Kreisblatt Seite 166, noch nicht
berichtet über den Umfang und Zahl der vorhandenen Maul-  

beerbäume und -hecken, deren Lage und Beschaffenheit sowie
über den Erfolg ihrer Bemühungen zur Gewinnung von In-
teressenten für den Anbau von Maulbeerpflanzungen für die
Seidenraupenzucht unter Angabe der gewünschten Menge an
Maulbeersamen.

Die mir eingehenden Berichte gehen zum größten Teil auf
die gewünschten Angaben gar nicht ein nnd sind so von nur
geringem Wert.

Ich ersuche daher wiederholt, mir zu den erforderlichen Un-
terlagen bald so eingehend wie möglich spätestens aber bis zum
31. d. Mts. zu berichten.

Die Magistrate Oels und Iuliusburg haben ebenfalls noch
nicht berichtet

 

K. I. 3404. O e ls, den 20. August 1924.
Reichseinkommensteuerauteile der Landgemeinden und

Gutsbezirke.
Aus der 24. und 25. Eiukommensteuerüberweisung (24. und

25. Ek. —— für Iuni und Iuli) kommen zur Verteilung:
auf jeden Rechmingsanteil 2,5 unD 2,5 gleich 5 Goldpfennig.
Wegen Errechnung der Höhe der durch das Kreisrechnungs-
amt zur Auszahlnug gelangeuden Beträge seitens der Land-
gemeinden und Gutsbezirke nehme ich auf meine Kreisblatt-
belkanutmachung vom 6. Mai 1924 ——— Seite 100 —- bezugs

Der Borsitzende des Kreisausschusses.

Breslau, den 5. August 1924.
Polizeiverordnung.

Auf Grund der §§ 137 und 139 des Gesetzes über die all-
gemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (GS. S. 195)
und der §§ 6, 12 und 15 des Gesetzes über die Polizeiverwal-
tung vom 11. März 1850 (GS. S. 265) sowie des § 284 u. f.
des Wassergesetzes vom 7. April 1913 (GS. S. 53) wird zur
Verhütuug von Hochwassergefahren nach ordnungsmäßiger Aus-
legung des Entwurfs dieser Bestimmungen in den beteiilgten
Gemeinden und Gutsbezirken mit Zustimmung des Provinzial-
rats für das zur Provinz Niederschlesien gehörige Gebiet

1. der Oder,
2. der Glatzer Neisse von der Eisenbahn unterhalb Löwen

bis zur Einmündung in die Oder,
3. der Weide vom Wildschütz-Schwoitscher Wege bis zur Ein-

mündung iu die Oder
folgendes vergrdnet: ä 1

Der Genehmigung des Landrats bedürfen:
1. Vertiefungen der Erdoberfläche im Hochwasserflußgebiet

sowie die Entnahme von Lehm, Kies, Steinen und an-·
deren Stoffen aus den Ufergrundstücken und den dahinter
liegenden Grundstücken, soweit auf diese die Einschränkung
des § 5 zutrifft.

2. Das Bepflanzen hochwasserfreier Grundstücke, die der
Unterspiilnng ausgesetzt sind, mit Bäumen und Sträuchern.

§ 2.
Der Landrat ist befugt zu verbieten:

1. Das Lageru von Schlamm, Erde, Sand, Schlacken, Steinen,
Holz und anderen Stoffen, welche die Vorflut zu behindern
geeignet sind, im Hochwasserabflußgebiet;

2. Die durch Beackerung, Rodung, Plaggenhieb und dergleichen
erfolgende Bodenlockerung auf Grundstück«en, die im Strom-
striche des Hochwassers liegen, sowie auf Ufergrundstücken,
die im Stromstriche des Hochwassers liegen, sowie auf
Ufergrundstücken und auf den dahinter liegenden Grund-
stiicken, soweit auf diese die Einschränkung des § 5 zutrifft;

3. Die Benutzung der Ufergrundstücke zum Aufziehen oder
Abrollen von Holz oder anderen Gegenständen sowie zum
Viehtränken, wenn nicht besondere Vorkehrungen den Ein-
tritt von Schäden ausschließen

§ 3.
Auf Anordnung des Landrats sind die Grundstücksbesitzer

ohne Anspruch auf Entschädigung verpflichtet, im Hochwasserab-
flußgebiet wildwachsende Bäume und Sträucher und außerhalb
des Hochwasserabflußgebiets alle Bäume und Sträucher, die der
Gefahr ausgesetzt sind, in den Wasserlauf abzufallen oder durch
das Wasser entwurzelt zu werden, nach ihrer Wahl entweder
selbst zu beseitigen oder die Beseitigung zu dulden.

§ 4.
In Stadtkreisen tritt an Stelle des Landrats die Orts-.

polizeibehörde.
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Die Bestimmungen des § 1 und 24 Ziffer 2 sind auf alle
Grundstücke an den hier in Betracht kommenden Wasserlaus-
strecken der Oder, Glatzer Neiffe und Weide anzuwenden, welche-.
den Vorschriften über die Freihaltung des Ueberfehweniinungs-
gebiets von Wasserläufen Es 285 und folg. des Wassergesetzes
voiii 7. April 191.3) unterstellt sind.·· Die Lage dieser Grundstucke
ist ans den Plänen ersichtlich, welche als Anlagen zu dein Ver-
zeichnis geboren, das nach § 286 des Wassergesetzes aufgestellt
worden ist.

‚ § 6. _
„ Zuiiiiderhandlungen gegen diese Polizeiverordiiuug oder
gegen ein auf Grund derselben erlasseiies Verbot Werden niit
läieldstrafe bis zu 150 Goldiiiarh iiii quermogenssalle mit
entsprechender Haft bestraft, sofern nicht nach anderen Bestim-
mungen hartere Straf-en verwirkt sind.

§ 7.
Die Polizeiverordiiuug vom 23. Oktober 1907 zur Ver--

hntung von Hochwassergesahreii wird hiermit aufgehoben
Der «Obers)räsideiit der Provinz Niederfihlesieiu

· O-. V .

gez. Dr. Jauich
L. 1.04844. O els, den 19. August l924.

Wird hiermit verosfentlicht.

Oe l·s, den 15. August 1-92-4-.
itlusgrabuugsgesen

Auf meine Bsetiaiinitnisachuug Vom 29. Februar 1924 ——Kreisi-
blatt Zeit-e 49 — mache ich zur genauen Beachtung erneut auf-
ineikssa«ni.

L. I-. 4819.

Der Lande-ad

 

Oels, den 15. August 1924.
Zulassiingsliescheinigniigen für Flugzeugfiihrer.

Vf. D. Min. des J. nnd des Min. für H. und Gew. vom
2. 8. 24. II. M. 2557 bzw. V. a. 7076.

Die im Verkehr befindlichen Zulassuugsbescheiniguiigen für
Flugzeugfiihrer enthalten zurzeit folgenden Absatz:

»Die Zulassuugsbescheiniguiig wird vorläufig für die Zeit
vniii ...... bis ..... bzw. bis zur endgültigen gesetzlichen
Regelung der Luftfahrt erteilt.”

Da sich das Inkrafttreten der Ausführungsbestiminuiigen
zum Liiftverlehrsgesetz (RGB1. 1922 Teil 1 S. 681.) verzögert
hat, sind die Ablaufsterinine der Zulassungsbescheinigungen
vielfach überholt. Es wird daher bestimmt, daß sämtliche nach
dein zur Zeit geltenden Muster ausgestellten Zulassuugsbe-
scheiniguiigen auch über den auf ihnen angegebenen Terniin
hinaus ihre Gültigkeit bis zuin Inkrafttreten der Ausführungs-
bestiiiiinuugen zum Luftverkehrsgesetz behalten.

 

K. i. 2263. Oels, den 20. August 1924.
Bestätigt-: die Wahl des Freigärtuers Paul Engel in

sileiu Oels zum Vollziehungsbeainten der Gemeinde Klein
LDels.

Der Borsitzende des Kreisausfchusses.

"K. .l'. 3412. O·els, Den 18. August 1924.
Der Plan über die Herstellung ein-er obierirdischens Tele-

grasphienlinie aii der Kuiist-stra.ße ins Kr·itschenx liegt vom 14. Au-
gust ab vier Vsochen beim Postaint in Oelss (Schlesiens) zur
Einsichtnahme saus. « .

Der Vorsitzeude des Kreisansschuffes.

 

Dr UnckelL

Betaiiutinaihnugeu

Nuchsiihruiigslursus für Landwirte
Die Pflicht, Bücher zu führen, besteht für den Landwirt san

sich n i ch t. Dieselbe ist nach § 38 des Haudieslsssgesetzbuches nur
süär Kaufleute ausgesprochen

Der laudwirtschaftliche Betrieb hat sieh jedoch so entwickelt,
daß er nach uurd nach zum laudwirtssschaftlichen Unternehmens »ge-
worden ist, welches durchaus auf dem Boden ein-es kaufmänni-
schen Betrieb-es steht.

Ans- dieser Tatsache allein wird der weitblickende Lasnsdwirt
ch gezwungen fiehen, Bücher zu führen.

Anßerdesiii schreiben ZJ 90 uiids 91 Der Aiisiführungsbsestim-
niigeu für das Umsatzsteuer-gesetz vor, daß landwirtschaftliehe
triebe mit einem bestimmten- Zahresumsastz (vorasiissichitlich
9 Gold-umri) v e rpslichtet sind, w ö eh entliche Auf-
ibungseu vorzunehmen.
Sei-user besteht ein Entscheid des Reichsfiusanzhofses vom 29.

I. —— 21 V A 86/21 — über die Anwendung von Bausch-al-
...:n für die Unissatzstseuererklärunsg: «

»Steine Organisation hat das Recht, den Beruf-sinn-
gliederii, auch wenn sie leine- geniigendse Buch-süh-
rung besitzen-. zu entrinnen, daß sie die Umsatzsteuer-
Verauszahliiiigen nur nach Nicht-linken leisten, auch
wenn die Einnahmen auf Grund von Notizen der
Pslirhiigen oder nach ihrer Erinnerung höher

warsen.«
Man kann also folgern, daß Der Laiidswirt für die Erniitte-

liiiisg der von ihm zu zahlenden Umsatzsteuer besonderes Justier-
essse ans der Buchführung haben muß, um Weiterungen vorzu-
beusgeii, zuniasl die Voraumselsdsuiig des Umsatzes mosnatlischi oder
vierteljäshsrlich direkt als Steuererklärunig, anzusehen- ist. Ein-e
wiss-erstlich falsch abgegebene (frfitärrmg zieht Bestrafung und
Zuschläge nach sich.

Aber auch zur Abgabe der Eiiitommenssteusererkläruiig wird
der Laudwirt dringend ordnungsmäßig geführt-er Bücher bie-
nötigen-.

Wen-n zurzeit dise Vorauszahliingsen zur Einkommen-steuer
auf Grund der Wehrbeitragxsswerte oder nach dem berichtigten
Wehrbeitragswerte erhoben werden, so entbindet dies ikeines-
wegs den Steuerzahler von der endgültig- abzugebensdeni Ein-
kommensteiiiererklärungs.

Will sich der Laiidwirt vor Uebersteueruiig schützen, so kann  

anderer Behörden

er das allein durch Voisslsegung ein-er ordsnungsmäßisgens Buch-
führung Letztere wird von den Finanzämtern anerkannt
Trotzdem stellte der Deutsche Landwirtschastssrati im Einverstand-
iiis niit den Spitzienorganisationen besonders aus sein Steuer-
programm:

»An der Beweiskraft ordnungsmäßig- geführter
Bücher ist festzuh·alten.«

Aber die berechtigten Forderungen ier Landwirtschaft gehen
'n:«eiter, und darum fordert auch der Deutsche LandwirtsclmftssraQ

»Bei der Veranlagnng nach Zeiträumen ist an dem
in der Laudtgiirtschast üblichen Wirtschaftsjahr fest-
zuhalten Es ist Von dem dreijährigeu Durchschnitt

au-szu-giehen.«
Es ist zu hoffen-, daß die Regierung diesen berechtigten

Tifsiiiisereii der Landwirtschaft wohlwollend- gegenüber-steht und
die Bestrebungen des Deutschen Landwirtschaftsrates Erfolg
hab-en werden

Aber jedem sachgemäß "1."irteil.en-den wird klar sein« daß durch
die Städt unseres Vaterland-es zurzeit Steuern erhob-en werden-,
die für unser gesamtes Wirtschaftslebens nur kurz-e Zeit trag-bar
find. Soll dasselbe hier-an iiischt zugrunde geben; so innß wie-der
nach- dem tatsiäihlichieni Einkommen besteuert werden-. Jeder
Landwirt, der- in dieser Usebergiansgsszeit seine Bücher beiseite
legt, sichsädigt nicht nur sich» sondern auch die Allgemeinheit
Denn die Buchfixihrunsg hat nicht allein den« Zweck, als steuer-
liiche Unterlage zu Dienen, sie soill in weitere-r Nutzanwsendsiinsg:
a) Den Weg weisen zur Erhöhung der Produktion, um un-

serer wirtschaftlichen Notlage entgegentreten zu können.
h) Dem Betriebsleiter selbst stets Ueberblick über den finan-

ziellen Stand des Unternehmens gewähren und zur Spar-
samkeit am rechten Platz anleitsen.

e) Statistische Unterlagen bieten, um init den gesammelte
Vuchsiihrungsergebnisfen aus dem ganzen Reiche dei-
Deutsch-en Landivirtschaftsrat Material zur Verfügung z.
steäleiy welches die Lag-e der Landwirtschaft richtig erkenne
ä t.

All-ein der buchfüshrende Landwirt wird bekunden, »daß- e
mit der Zeit fsortschreitseih die hart-en Anforderungen uns-er
wirtschaftlich-en Not erkennt und vosr allem auch sich klar ist, t
unsere Land-wirtschaft außerordentlich schwer-en Zeit-en- entgeg,
geh-t. Mehr den-n je ist der Landwirt gezwungen, rechnen
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müssen. Hier sollen die _ ·

Bsuchfiihruugs-Jnstitute der Landwirtschaftskammer
helfen. ‚

Zur Kalkfragc.
Die landwirtschaftliche Schule hat in den letzten Monaten

eine Reihe eingehender Untersuchungen über die Versauernng
des Bodens im Kreise Oels vorgenommen. Dabei hat sich
herausgestellt, daß eine außerordentliche Kalkarmut des Bodens
vorlag. Bei den Untersuchungen von innerhalb 10 Betrieben
lag nachfolgende-Z Resultat vor: Bei 5 Betrieben Reaktion:
stark bis sehr stark sauer, bei zwei Betrieben Reaktion: sauer,
bei zwei Betrieben Reaktion: neutral, bei einem Betrieb
Reaktion alkalisch.

Die Kalkarmut eines Bodens kennzeichnet sich durch das
Auftreten gewisser wildwachsender Pflanzen wie Saueraenpser,
Schachtelhalni, Riedgras, Spergel, Moose und Wucherblmnen.
Ferner haben wir besonders in diesem Jahre die Erfahrung
gemacht, daß das Getreide frühzeitig gelb wurde und ver-
kdümmerte, wobei verschiedene Krankheitsurfachen vermutet wur-
en.

Absterben der Pflanzen ans die Bersanerung des Bodens zu-
rückzuführen war.

Es steht fest, daß der Kalkgehalt des Bodens ganz wesent-
lich auf den Fruchtbarkeitszustand einwirkt und daß durch ver-
mehrte Anwendung der Kalisalze der Kalkgehalt des Bodens
wesentlich vermindert wird. Ferner werden durch die Ber-
minderung des schwefelfauren Ammoniaks, welches mit dem
Kalk Umsetzungen eingeht, lösliche Kalksalze gebildet, welche die
Entkalkung des Bodens herbeiführen. Ackerböden mit kalt-
reichem Untergrund dürfen nicht ohne weiteres als kalkhaltig
angenommen werden. Selbst Böden, welche aus Kalkgestein
hervorgegangen sind, verlieren im Laufe der Zeit ihren Kalk-
gehalt durch Auslaugungen. Ferner entzieht die Ernte all-
jährlich dem Boden eine beträchtliche Menge Kalk, bei einer
mittleren Ernte beispielsweise 1 bis 2 Zentner pro ha.

Die ständig zunehmende Entkalkung Unserer Böden drängt
daher, die Aufmerksamkeit der gesamten Landwirtschaft mehr
als bisher auf die Kalkdüngung zu lenken. Den genauesten
Aufschluß über die vorhandene Bodenfänre gewährt die che-
mische Untersuchung des Bodens nach dem Verfahren von
Hasenbäumer, welches von der landwirtschaftlichen Schule in
Oels ausgeführt wird. Bodenproben sind in der Weise zu
nehmen, daß an verschiedenen Plätzen des betreffenden Feldes
zirka 5 bis 6 Stellen, die Erde in Tiefe eines Spatenstiches
ausgehoben wird. Mittels eines Löffels wird der Boden von
der Unterkrume nach oben abgehoben, die einzelnen Proben
miteinander vermengt, und ungefähr ein halbes Pfund von
dem zu untersuchenden Stück insgesamt eingeschult

Untersuchungen der Ackerböden auf Kalkgehalt
werden nach dem Hasenbäumerschen Verfahren durch die Land-
ivgrtschaftlsiche Schule in Oels, Bersnstädterstr. 33, Tel. 183, ser-
·e igt-.

Oel se, »den- 15. August 1924.
Kram- und Biehmarkt.

Am 9. September d. I. findet heiserselbst Krame- und Vieh-
markt statt. Der, Magistrat

Magerkeit+
S öne volle

Bei genauerer Untersuchng stellte sich heraus, daß das «

 

Patsichsk e y, den 8. August 19«2-4.
Untier dem Schsweeinsesbestande des Gsemieindesvorstehers

S eh i r d e wa h u in Pastschkey ist Notlan ausgebrochene
Stallssiperre ist angeordnet

Der Amtsvorstehen
Willinaenin

J.-Nr. 156. Amt W a b n i tz, den« 8. Asusgrusts 1924.
unter dem Schwesinsebestmidie dies Bane-r-g-u-tsb0esitzersi Robert

G üTnthe r in Wasbnitz ist Rot-lian festgestellt Geshsöstsssfperre
ist angse«ordn-e-t«.

Der Amtsvoirstehen
Heinzse lman n.
 

W a bn i t}, den 11. August 1924.
Unter den Schweinen des Stellenbesitzers Julius G e -

baue r in Wabnitz ist Rottanf ausgebrochen. Gehöftsperre ist
angeordnet. -

Der Amtsvorsteher.
Heinzelmann.

Amt Wa bn i t}, den 15. August 1924.
Untier den Schweinen des Stellenbsesitziers Gustav Gsün-

I‘ her in Wabnitz ist Rotlauf aus«-gebrochen (i53sehöstsperre ist
angeordnet

Der Amtsvorsteher.
H e i n z e l m a nn.

O els, den 19. August 1924.
Biehseuchc.

Die Stallsperre beim Gastwirt H e n t s eh e I, GimmeL wird
hiermit aufgehoben, Da Der Rot-laus erloschen ist.

Der Amtsvorsteher.
gez. P. Wegner.

Sa er a u, Kreis Oels, den 16. August 1924.
Bekanntmachuug.

Während der Umpflasternng der Straße wird vom 20. dieses-
Monats ab bis auf weiteres der Wagenverkehr durch die Ort-
schaft Saerau gesperrt. ·

Die Umleitung erfolgt durch den Mittelweg, der in Hunds-
feld an der Dachpappenfabrik vorbeisührt und in Sacrau bei
dem Grundstück Trebnitzerstraße Nr. 45 in die Dorfstraße ein-
mündet.

Andere für den Verkehr freigegebene Nebenwege werden
nach teilweiser Fertigstellung der Pflasterarbeiten durch Tafeln
an den Wegekrenznngen kenntlich gemacht werden.

Der Amtsvorsteher.
G. Hartmann.

Mühle i tz, den« 19. August 1924.
Unter dem Schswseinebesteandse des Frseigiutsbiesitzsers Rein-

hold We geh-aupts in NiederMühlwitz ist Rostlnus trerarzt-
lich festgestellt worden.

Stallsperre ist angeordnet
Der stellvertretende Amtsvorsteher. s

R e i g b e r.

Der eigene Aer im man
Körpersorm

durch uns. orient. Kraft-
pillen (für Damen pracht-
volle Biiste) preisgekr. mit
gold. Medaill. u. Ehren-
dipl., in kurzer Zeit große
Gewichtsznn. 25 Ihr. welt-
bekannt. Garant.unschädlich.
Aerztl. empfohlen. Streng
reelL Viele Danlschreib.
Preis Packung (100 Stück)
G.-M. 2.75. Porto extra.
Zostanm oder Nachnahme.

. Franz Steiner & Eo.
G.m.b.H. Berlin W.30l947.

Gaskoks
für Stadt und Land

hat abzugeben
die Städt. Gasanftult

Oels.

 

 

ist jeder Landwirt oder Siedler, der das Buch

DeHLandwirtH Ratgelier i. gut. til-its Tagen
besitzt. Die Ober- und Stabsveterinäre Dr. Griebel
und Dr. Magerl sowie Dr. Gehrmarm geben in dem
Werke alle Krankheitszeichen nnd die notwendigen Mittel
au, Die Der Landwirt sofort gebrauchen kann, um sich Vor
großen Verlusten im Viehstande zu schü?en,'x«»was besonders
wichtig ist, wenn der Tierarzt weit ent ernt wohnt. Das
gut gebundene Buch ist mit über 100 Abbildungen und
mit 3 farbigen zerlegbaren Modellen vom Pferd,
der Kuh und dem Schwein ausgestattet, 350 Seiten stark.

Anschauung teurer landw. Werke wird nun. überniiiiiu.
Das jedem Landwirt unentbehrliche Werk geben

wir an unsere Leser für nur 5 Mark ab.
Vorrätig in der Geschäftsstelle

Verlag der Oelser Zeitung
,,Lokomotive an der DDer“.


